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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BFS Bundesamt für Statistik
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
BAG Bundesamt für Gesundheit
ALV Arbeitslosenversicherung
IV Invalidenversicherung
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
OFSP Office fédéral de la santé publique
AC assurance-chômage
AI Assurance-invalidité
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
AOS Assurance obligatoire des soins
LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et

invalidité
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die Auswirkungen der Robotik auf das Sozialversicherungssystem sowie eine
Integration derselben in das System wollte Mathias Reynard (sp, VS) mit einem Postulat
analysieren lassen. Insbesondere solle ein hypothetisches
sozialversicherungspflichtiges Einkommen für Roboter untersucht werden, verlangte
der Postulant. Die OECD habe festgestellt, dass fast ein Viertel aller Arbeitsplätze direkt
von der Automatisierung betroffen seien. Ein Verlust von Arbeitsplätzen stelle in der
Schweiz vor allem ein Problem für die Sozialversicherungen dar: Ein Anstieg der Anzahl
Arbeitslosen sei problematisch für die ALV, ein Rückgang der Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerbeiträge für die AHV und für die IV und eine erschwerte
Arbeitsmarktintegration aufgrund immer höherer Kompetenzanforderungen stelle die
IV, die ALV und die Sozialhilfe vor Probleme. Um die Risiken der Robotik einzudämmen,
müssten diese präventiv untersucht werden, erklärte Reynard. 
Der Bundesrat betonte, die Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Gesamtbeschäftigung könnten nicht abgeschätzt werden. Die Auswirkungen auf die
Sozialversicherungen würden aber bereits in dem in Arbeit befindlichen Bericht zu
einem Postulat Schwaab (sp, VD; Po. 17.3045) untersucht. 
Auch im Nationalrat fand das Postulat keinen Anklang, mit 126 zu 47 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) sprach sich die grosse Kammer gegen einen solchen Bericht aus. 1

POSTULAT
DATUM: 19.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Berufliche Vorsorge

Im August 2017 hatte die SGK-NR ein Postulat eingereicht, mit dem sie die bessere
Absicherung der Freizügigkeitsguthaben als Spareinlagen bei Banken forderte. Der
Bund solle zu dieser Frage einen Bericht erstellen und prüfen, ob die Einlagensicherung
von Freizügigkeitsguthaben erhöht werden könne oder ob sich die Banken
diesbezüglich rückversichern müssten. Die derzeitige Einlagensicherung sei kein
valabler Schutz, da es sich lediglich um ein Konkursprivileg handle und dieses auf CHF
100'000 beschränkt sei. Stillschweigend sprach sich der Nationalrat in der
Wintersession 2017 für das Postulat aus, nachdem es der Bundesrat zuvor zur Annahme
empfohlen hatte. 2

MOTION
DATUM: 07.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2019 veröffentlichte der Bundesrat den von der SGK-NR geforderten
Bericht zur Frage, ob eine bessere Absicherung der Freizügigkeitsguthaben als
Spareinlagen bei Banken nötig sei. Darin stellte er fest, dass Gelder in
Freizügigkeitseinrichtungen im Unterschied zu denjenigen in Vorsorgeeinrichtungen
nicht nach dem BVG geschützt seien. Entsprechend hätten seit 1993 in zwei
Konkursfällen mehrere hundert Personen ihre Freizügigkeitsguthaben verloren.
Dennoch komme eine Sicherung der Guthaben durch den Sicherheitsfonds BVG nicht
in Frage, weil die entsprechenden Gelder «ausserhalb des Kreislaufes der zweiten Säule
sind und nicht der Aufsicht der zweiten Säule unterstehen, nicht separat und
transparent angelegt und ausgewiesen sind und es [bei ihnen] nicht möglich ist,
Sanierungsmassnahmen gemäss BVG zu ergreifen». Wenn nur die
Freizügigkeitseinrichtung konkurs gehe, erhielten die Versicherten eine häufig deutlich
tiefere Konkursdividende. Gehe hingegen die Bank konkurs, würden die
Freizügigkeitsguthaben bis CHF 100'000 privilegiert behandelt. Lösungsansätze könnten
gemäss Bericht somit entweder beim Konkurs der Banken oder der
Freizügigkeitseinrichtungen ansetzen. Möglich wären Versicherungslösungen, diese
bringen jedoch hohe Kosten mit sich. Eine Verschärfung der Gründungsanforderungen
für Freizügigkeitseinrichtungen, wie sie der Bundesrat bereits im Rahmen der
Altersvorsorge 2020 geplant hatte (z.B. ein minimales Anfangsvermögen und
Garantieleistungen), würde missbräuchliche Gründungen von entsprechenden
Einrichtungen verhindern, aber keinen Schutz bei einem Konkurs bieten. Als
Massnahmen gegen einen Bankenkonkurs seien eine Ausweitung der Einlagesicherung
oder die Aufhebung der Einschränkung des Konkursprivilegs auf CHF 100'000 denkbar. 
In der Herbstsession 2020 folgte der Nationalrat stillschweigend dem Antrag des
Bundesrats auf Abschreibung des Postulats. 3

BERICHT
DATUM: 09.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Krankenversicherung

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen wollte Jürg Grossen (glp, BE) mit einer Motion
fördern, indem die Leistungserbringenden den Krankenversicherern zukünftig
sämtliche Rechnungen elektronisch liefern sollten. Bisher erhielten die Versicherer
noch immer 30 Prozent der Rechnungen auf Papier, was Administrativkosten in
Millionenhöhe verursache und die Rechnungskontrolle erschwere, erklärte Grossen.
Eine elektronische Übermittlung solle auch im Tiers garant möglich sein, indem die
Leistunsgerbringenden den Versicherten und den Versicherern eine elektronische
Kopie der Rechnung schicken, welche die Versicherten aber erst freigegeben müssten,
bevor sie die Krankenversicherer bearbeiten können. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme und erklärte wie bei den Motionen
Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) und Brand (svp, GR; Mo. 17.4270), dass er nicht nur
gescannte Versionen der Rechnung, sondern zusätzlich auch deren Übertragung durch
eine strukturierte Plattform befürworte. Die elektronische Übermittlungspflicht dürfe
aber nicht auf die Versicherten ausgedehnt werden. Diskussionslos und stillschweigend
nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2018 an. 4

MOTION
DATUM: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Den Auftrag, eine kohärente Datenstrategie im Bereich der OKP zu entwickeln, wollte
die SGK-SR dem Bundesrat Ende 2018 mittels eines Postulats erteilen. Diese
Datenstrategie sollte Informationen dazu beinhalten, wer aktuell von wem Daten
erheben darf, wer welche Daten wozu benötigt, wie die Daten mit möglichst wenig
Aufwand erhoben werden können und wie der Datenschutz sichergestellt werden kann.
Zuvor hatte die Kommission im Rahmen der Beratung der parlamentarischen Initiative
Eder (fdp, ZG; Pa.Iv. 16.411) festgestellt, dass sowohl das BAG als auch das BFS aktuell
Daten zur OKP erhöben. Nun gehe es darum, die Belastung der Leistungserbringenden
und der Versicherer durch die Behebung von allfälligen Doppelspurigkeiten zu
reduzieren, erklärte die Kommission. 
In Übereinstimmung mit dem Antrag des Bundesrats nahm der Ständerat das Postulat in
der Frühjahrssession 2019 stillschweigend an. 5

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Eine Erleichterung des elektronischen Datenaustauschs zwischen den Kantonen und
den Krankenversicherern respektive ihren Verbänden erhoffte sich Lorenz Hess (bdp,
BE) von einer Ende 2018 eingereichten Motion. Dadurch sollten korrekte, tagesaktuelle
Entscheide zu Wohnsitzfrage, Krankenkassenprämien und stationären Anteilen der
Kantone gefällt werden können und der bürokratische Aufwand sowie die
Fehleranfälligkeit reduziert werden. Zwar sei eine elektronische Überprüfung der
Versicherungspflicht dank der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765) zukünftig möglich,
erklärte der Motionär, die Möglichkeiten des elektronischen Datenaustausches sollten
aber ausgedehnt werden. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung der Motion einverstanden und
beantragte ihre Annahme. Er verwies allerdings auf die Wichtigkeit der Wahrung der
privaten Interessen der Versicherten – insbesondere da der Datenaustausch zwischen
Kantonen und Krankenversicherern im Unterschied zur Motion Brand gegenseitig sei.
Zudem rief er, wie er es bereits in der Diskussion zur Motion Brand getan hatte, in
Erinnerung, dass ein Datenaustausch mit den Versichererverbänden keinesfalls möglich
sei, weil Letztere keine mit der Durchführung des KVG beauftragten Organe darstellten.

In der Frühjahrssession 2019 nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend und
diskussionslos an. 6

MOTION
DATUM: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2019 beschäftigte sich der Ständerat mit der Frage der
Digitalisierung im Gesundheitswesen und behandelte dabei die Motion Grossen (glp, BE)
für eine elektronische Übermittlung sämtlicher Rechnungen an die
Krankenversicherungen sowie die Motion Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) für elektronische
Anträge an die Krankenkasse mit strukturierten und standardisierten Daten. Zuvor hatte
die SGK-SR beide Motionen zur Annahme empfohlen, da dadurch der
Verwaltungsaufwand der Krankenversicherungen reduziert sowie die
Rechnungskontrolle erleichtert werden könne. Sie schlug vor, dass der Bundesrat das
Anliegen in das zweite Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im KVG integrieren solle.
Nach kurzen Inputs von Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) und Bundesrat
Berset nahm nach dem Nationalrat auch der Ständerat die Motion Grossen – genauso
wie die Motion Buffat – stillschweigend an. 7

MOTION
DATUM: 19.09.2019
ANJA HEIDELBERGER
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1) AB NR, 2019, S. 438 f.
2) AB NR, 2017, S. 2003
3) BBl 2020, 3359; Bericht des BR zur besseren Absicherung der Freizügigkeitsguthaben
4) AB 2018, NR, S. 1731
5) AB SR, 2019, S. 223 f.
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